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Zusammenfassung der Information:

Der Ausschuss fur Soziales und Chancengleichheit und der Gemeinderat nehmen die In-
formationen dieser Vorlage zur Kenntnis.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag:
Ausgaben / Gesamtkosten:

Konkrete Hohe noch nicht absehbar

Sanierungs- und Mietkosten werden im jeweiligen Amter-
haushalt veranschlagt.

Einnahmen:
Einmalige Pauschale des Landes je Flichtling, 2014 12.566 €
2015 13.260 €

Finanzierung:
Zusatzlich erforderliche Mittel werden ggf. als Uberplanméa-
RBige Ausgaben beantragt.

Zusammenfassung der Begriindung:

Die Vorlage beantwortet die Antrage Drucksache Nr. 0043/2014/AN und Drucksache Nr.
0065/2014/AN zur Aufnahme und Unterbringung von Flichtlingen in Heidelberg.
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Sitzung des Ausschusses flur Soziales und Chancengleichheit
vom 21.10.2014

5.3

Ergebnis der 6ffentlichen Sitzung des Ausschuss fiir Soziales und Chancengleichheit vom 21.10.2014

Flichtlinge in Heidelberg
Informationsvorlage 0143/2014/IV

Die Leiterin des Amtes fur Soziales und Senioren, Frau Haas-Scheuermann, zeigt einfiih-
rend eine Powerpointprasentation zu Unterbringung und Betreuung von Flichtlingen in
Heidelberg (s. Anlage 03 zur Vorlage) und schildert ausfiihrlich die Flichtlingsarbeit in
Heidelberg.

Es melden sich zu Wort:

Stadtratin Deckwart-Boller, Stadtrat FOhr, Stadtrat Kutsch, Stadtréatin Stolz, Stadtratin Dr.
Lorenz, Stadtratin Markmann, Stadtratin Spinnler, Stadtratin Marggraf, Stadtrat Holschuh

Die Stadtrate begrif3en die gute Unterbringung von Fliichtlingen in Heidelberg. Stadtrétin
Deckwart-Boller bedankt sich insbesondere fiir das Engagement des Asyl-Arbeitskreises,
das von der Vorsitzenden Frau Sidrassi-Harth mindlich vorgestellt wird.

Frau Haas-Scheuermann erganzt, dass der Soziale Dienst beim Amt fur Soziales und

Senioren gemeinsam mit dem Asylarbeitskreis, dem Caritasverband und dem Diakoni-
schen Werk Flichtlinge betreut; Birgermeister Dr. Gerner dankt an dieser Stelle allen

Beteiligten fur ihre hervorragende Arbeit.

Stadtrat Fohr erlautert anschlieRend den Antrag der CDU (s. Anlage 02), nach dem die
Verwaltung — unter Prifung aller Stadtteile — ein langfristiges Konzept zur Unterbringung
von Flichtlingen in mittleren und kleineren dezentralen Einheiten erarbeiten solle.

Frau Haas-Scheuermann erklart das bereits bestehende mittelfristige Konzept — ein lan-
gerfristiges ist aufgrund der nicht absehbaren Entwicklung der Flichtlingszahlen nicht
maglich:

Die Betreuung und Versorgung von Asylbewerbern in groReren Einheiten (Henkel-
Teroson-Stral3e, Hardtstral3e, zukinftig Patton Barracks, Alte Eppelheimer Str. 80/ ehe-
maliges Hotel Metropol) wahrend der vorlaufigen Unterbringung, maximal in den ersten
24 Monaten, hat sich bewahrt Diese Form der Versorgung garantiert eine hohe Versor-
gungsdichte und —qualitat. Dort stehen den Bewohner/innen der soziale Dienst mit Vor-
ortsprechstunden, ein ganztagig anwesender Hausmeister, eine Kleiderkammer, zusatzli-
che Lebensmittel der Heidelberger Tafel, Spiel- und Betreuungsangebote fir Kinder,
Sprachkursangebote sowie die Unterstiitzung durch dort lebende Landsleute zur Verfi-
gung. Dieses Angebot kdnnte bei einer Unterbringung in dezentralen Einzelwohnungen
nicht aufrechterhalten werden. Im Anschluss an die vorlaufige Unterbringung werden die
Flichtlinge dabei unterstitzt, schnellstméglich eigenen Wohnraum zu finden.
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Weitere Standorte, die bei steigenden Fluchtlingszahlen erforderlich sind, werden durch
die Verwaltung laufend gepriift. Die Stadtrate sind sich einig, dass dabei die gesamte
Stadt in den Blick genommen werden muss und auch die Konversionsflachen nicht davon
ausgenommen sind. Dr. Gerner sagt zu, dass der Ausschuss laufend Uber die Be-
muhungen der Stadtverwaltung informiert wird. Stadtrat Fohr bestatigt, dass unter
diesen Voraussetzungen nicht tiber den Antrag der CDU abgestimmt werden muss.

AnschlieRend erlautert Stadtratin Deckwart-Boller folgenden Antrag der Griinen (s. An-
lage 01):

1. Der Asyl-AK erhalt kurzfristig 15.000 € mehr fur die Betreuung der Flichtlinge im Jahr
2014, da die Zahl der Fluchtlinge steigt und damit auch der Aufwand fir die Vermitt-
lung von Ehrenamtlichen und Dolmetschern.

2. Fur den Doppelhaushalt 2015/16 erstellt das Sozialamt ein Konzept zur Beratung und
Betreuung von Fliichtlingen in Heidelberg unter Einbeziehung des Asyl-AK und der
Heidelberger Wohlfahrtsverbande.

Nachdem zuvor uber das Betreuungs- und Versorgungskonzept fur Fliichtlinge in Heidel-
berg schon ausfihrlich gesprochen wurde, bittet Stadtratin Spinnler um getrennte Ab-
stimmung der beiden Punkte.

Birgermeister Dr. Gerner stellt zunachst Punkt 1 zur Abstimmung:

1. Der Asyl-AK erhalt kurzfristig 15.000 € mehr flr die Betreuung der Flichtlinge im Jahr
2014, da die Zahl der Fluchtlinge steigt und damit auch der Aufwand fir die Vermitt-
lung von Ehrenamtlichen und Dolmetschern.

Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 15:0:1 Stimmen

Burgermeister Dr. Gerner stellt anschlieRend Punkt 2 zur Abstimmung:

2. Fur den Doppelhaushalt 2015/16 erstellt das Sozialamt ein Konzept zur Beratung und
Betreuung von Flichtlingen in Heidelberg unter Einbeziehung des Asyl-AK und der
Heidelberger Wohlfahrtsverbande.

Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 6:9:1 Stimmen
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Zusammenfassung der Information:
(Anderung, Erganzung Fett)

Der Ausschuss fur Soziales und Chancengleichheit und der Gemeinderat nehmen die In-
formationen dieser Vorlage zur Kenntnis.

AuRBerdem fasst der Ausschuss fir Soziales und Chancengleichheit folgenden Be-
schluss:

»Der Asyl-AK erhalt kurzfristig 15.000 € mehr fiir die Betreuung der Fliichtlinge im
Jahr 2014, da die Zahl der Flichtlinge steigt und damit auch der Aufwand fur die
Vermittlung von Ehrenamtlichen und Dolmetschern.*

gezeichnet
Dr. Joachim Gerner
Bilrgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschluss
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Sitzung des Gemeinderates vom 13.11.2014

15.2

Ergebnis der 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 13.11.2014

Flichtlinge in Heidelberg
Informationsvorlage 0143/2014/IV

Oberburgermeister Dr. Wirzner wies vor Eintritt in die Tagesordnung darauf hin, dass ei-
ne zusatzliche Beratung der Fliichtlingssituation in nicht offentlicher Sitzung notwendig
sei. Da sich die Situation der Fliichtlinge durch den nahenden Winter sehr verschlechtern
kénnte, wirden auf Heidelberg grof3e Anforderungen zukommen.

Die Tagesordnungspunkte 15 ,Flichtlinge®, 15.1 ,Unterbringung von Flichtlingen in Hei-
delberg®, Perspektiven und Malktnahmen®, 15.2 ,Fllchtlinge in Heidelberg® und

15.3 ,Unterbringung von Flichtlingen im Rahmen der gesetzlichen Aufnahmeverpflich-
tung als untere Aufnahmebehdrde® werden gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

Der Antrag der Bunten Linke vom 30.10.2014 (Anlage 02 zur Drucksache 0126/2014/1V)
sowie der Antrag der Freien Wéhler Vereinigung vom 12.11.2014 (Anlage 04 zur Druck-
sache 0143/2014/1V) sind als Tischvorlage verteilt.

Oberburgermeister Dr. Wirzner hebt hervor, dass Heidelberg aus allen Bereichen eine
grolRe Solidaritat hinsichtlich der Zuflucht suchenden Menschen erfahre.

Die Stadt Heidelberg strebe eine Willkommenskultur an, die sich in einer dezentralen
Struktur abbilde. Die Verwaltung sei auf die integrative Begleitung und Unterstlitzung aus
allen Stadtteilen angewiesen (Stadtteilvereine, Vereine, Organisationen, Bezirksbeirate,
Wohnungsbaugesellschaften ...).

Es melden sich zu Wort: Stadtratin Deckwart-Boller, Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz, Stadtrat
Fohr, Stadtratin Stolz, Stadtratin Marggraf, Stadtratin Dr. Lorenz

Im Meinungsaustausch geht es im Wesentlichen um die Erarbeitung eines Konzeptes zur
Unterbringung und Betreuung der Flichtlinge und Asylbewerber sowie die Darstellung
der personellen und finanziellen Auswirkungen zur Bewaltigung der auf die Stadt in gro-
Berem Umfang zukommenden Aufgaben.

Stadtratin Deckwart-Boller halt an dem im Ausschuss flr Soziales und Chancengleichheit

am 21.10.2014 gestellten, in Ziffer 2 aber abgelehnten Antrag der Fraktion der Griinen
fest. Die Ziffer 1 des Antrages ,Der Asyl-AK erhalt kurzfristig 15.000 € mehr fiir die Be-
treuung der Flichtlinge im Jahr 2014, da die Zahl der Fliichtlinge steigt und damit auch
der Aufwand fur die Vermittlung von Ehrenamtlichen und Dolmetschern® hat der Aus-
schuss fiir Soziales und Chancengleichheit beschlossen.
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Stadtratin Deckwart-Boller begriindet den Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
(Anlage 01 zur Drucksache 0143/2014/1V):

Fir den Doppelhaushalt 2015/16 erstellt das Sozialamt ein Konzept zur Beratung und
Betreuung von Flichtlingen in Heidelberg unter Einbeziehung des Asyl-Arbeitskreises
und der Heidelberger Wohlfahrtsverbande.

Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz begriindet den als Tischvorlage verteilten Antrag der Bun-
ten Linke vom 30.10.2014 (Anlage 02 zur Drucksache 0126/2014/1V).

Der Gemeinderat mége beschliel3en:

Der Gemeinderat beauftragt den Oberbirgermeister, dem Gemeinderat bis zur Haus-
haltsberatung ein differenziertes und ressortibergreifendes Konzept fur die Unterbrin-
gung und Betreuung von Fluchtlingen und Asylbewerbern vorzulegen. Dieses Konzept
soll alle Aspekte der Fliichtlingsproblematik enthalten. Dies erfordert die enge Zusam-
menarbeit der stadtischen Dezernate und Amter, insbesondere des Sozialamtes, des
Liegenschaftsamtes, des Schulamtes, des Burgeramtes und der Auslanderbehdrde, aber
selbstverstandlich auch eine enge Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsamt, den Wohl-
fahrtsverbénden, dem Asylarbeitskreis, der stadtischen Gesellschaft fur Grund- und
Hausbesitz und der Konversionsgesellschaft.

Hierzu gehdren eine Analyse der Probleme und Aufgaben, denen die Stadt gerecht wer-
den muss und eine Funktions- und Strukturbeschreibung der Trager dieser neuen Aufga-
ben, sowohl in den Amtern wie bei den freien Tragern, Gesellschaften und Organisatio-
nen, die sie tbernehmen sollen. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Verfahrens- und
teilweise auch die Sozialberatung von nichtstaatlichen Stellen geleistet werden soll, da es
sonst zu Interessenkonflikten kommen kann (siehe auch Flichtlingsaufnahmegesetz).
Die personellen und finanziellen Ressourcen, die fur die zusatzlichen Aufgaben nétig
sind, werden vor beziehungsweise im Verlauf der Haushaltsberatung dargestellt.

Stadtrat Fohr erinnert an die ausfuhrliche Diskussion im Ausschuss fir Soziales und
Chancengleichheit vom 21.10.2014. Dort hatte die CDU-Fraktion einen Antrag (Anlage 02
zur Drucksache 0143/2014/1V) zur Erarbeitung eines Konzeptes zur langfristigen Auf-
nahme von Fluchtlingen gestellt. Die CDU-Fraktion hatte im Ausschuss auf eine Abstim-
mung des Antrages verzichtet, da dargelegt wurde, dass ein langerfristiges Konzept auf-
grund der nicht absehbaren Entwicklung der Flichtlingszahlen nicht mdglich sei. AuRer-
dem habe Blrgermeister Dr. Gerner im Ausschuss zugesagt, laufend Uber die Bemihun-
gen der Stadtverwaltung zu informieren.

Der Antrag der Freien Wéahler vom 12.11.2014 (Anlage 04 zur Drucksache
0143/2014/1V) ist als Tischvorlage verteilt.

Es ist geplant, fur die Unterbringung von Fliichtlingen das ehemalige Hotel Metropol

zu nutzen. Dieses Gebaude war schon weitgehend fir die Internationale Bauausstellung
(IBA) eingeplant.

Es ist selbstverstandlich, dass die Flichtlingsunterbringung héchste Prioritat hat.

Wir méchten dennoch beantragen, zu tberlegen, ob nicht das Erdgeschoss fir die IBA
reserviert werden kann.
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Begriindung:

Die IBA sollte raumlich konzentriert arbeiten kénnen. Die Unterbringung der Fliichtlinge
unter einem Dach mit der IBA bietet hervorragende Moglichkeiten, diese Menschen in
gemeinsame Projekte zu integrieren.

Wir beantragen:
Die weitere Planung soll fir das Erdgeschoss die Méglichkeit einer Zusammenarbeit bei-
der Einrichtungen offenhalten.

Oberbirgermeister Dr. Wirzner und Birgermeister Dr. Gerner erlautern, dass das Erd-
geschoss des ehemaligen Hotel Metropol fir die verschiedenen Infrastruktureinheiten fur
die Flichtlinge bendtigt und daher gegenwaértig der IBA nicht zur Verfiigung gestellt wer-
den kann.

Im Verlauf des Meinungsaustausches wird deutlich, dass sich die Mitglieder des Gemein-
derates in der Zielsetzung einig sind.

Der Oberblrgermeister sagte im Verlauf der Diskussion zu, dass die Verwaltung die
Flichtlingssituation als Thema fir die nicht 6ffentliche Klausurtagung des Gemeinderates
am 28. und 29.11.2014 sowie fur die Haushaltsberatungen zum néchsten Doppelhaus-
halt vorgesehen habe.

Stadtréatin Deckwart-Boller und Stadtratin Dr. Lorenz ziehen ihre Antrage zurlck.

Stadtrat Dr. Weiler-Lorentz héalt am Antrag der Bunten Linke fest und bittet um Abstim-
mung.

Der Oberbiirgermeister ruft den Antrag der Bunten Linke vom 30.10.2014 zur Abstim-
mung auf:

Der Gemeinderat mége beschliel3en:

Der Gemeinderat beauftragt den Oberblrgermeister, dem Gemeinderat bis zur Haus-
haltsberatung ein differenziertes und ressortibergreifendes Konzept fur die Unterbrin-
gung und Betreuung von Flichtlingen und Asylbewerbern vorzulegen. Dieses Konzept
soll alle Aspekte der Flichtlingsproblematik enthalten. Dies erfordert die enge Zusam-
menarbeit der stadtischen Dezernate und Amter, insbesondere des Sozialamtes, des
Liegenschaftsamtes, des Schulamtes, des Burgeramtes und der Auslanderbehérde, aber
selbstverstandlich auch eine enge Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsamt, den Wohl-
fahrtsverbédnden, dem Asylarbeitskreis, der stadtischen Gesellschaft fur Grund- und
Hausbesitz und der Konversionsgesellschaft.

Hierzu gehdren eine Analyse der Probleme und Aufgaben, denen die Stadt gerecht wer-
den muss und eine Funktions- und Strukturbeschreibung der Trager dieser neuen Aufga-
ben, sowohl in den Amtern wie bei den freien Tragern, Gesellschaften und Organisatio-
nen, die sie bernehmen sollen. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Verfahrens- und
teilweise auch die Sozialberatung von nichtstaatlichen Stellen geleistet werden soll, da es
sonst zu Interessenkonflikten kommen kann (siehe auch Fliichtlingsaufnahmegesetz).
Die personellen und finanziellen Ressourcen, die flr die zusatzlichen Aufgaben nétig
sind, werden vor beziehungsweise im Verlauf der Haushaltsberatung dargestellt.

Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 23 : 22 Stimmen
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Beschluss des Gemeinderates:

Der Gemeinderat beauftragt den Oberbirgermeister, dem Gemeinderat bis zur Haus-
haltsberatung ein differenziertes und ressorttubergreifendes Konzept fur die Unterbrin-
gung und Betreuung von Flichtlingen und Asylbewerbern vorzulegen. Dieses Konzept
soll alle Aspekte der Flichtlingsproblematik enthalten. Dies erfordert die enge Zusam-
menarbeit der stadtischen Dezernate und Amter, insbesondere des Sozialamtes, des
Liegenschaftsamtes, des Schulamtes, des Birgeramtes und der Auslanderbehorde, aber
selbstverstandlich auch eine enge Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsamt, den Wohl-
fahrtsverbé&nden, dem Asylarbeitskreis, der stadtischen Gesellschaft fir Grund- und
Hausbesitz und der Konversionsgesellschaft.

Hierzu gehdren eine Analyse der Probleme und Aufgaben, denen die Stadt gerecht wer-
den muss und eine Funktions- und Strukturbeschreibung der Trager dieser neuen Aufga-
ben, sowohl in den Amtern wie bei den freien Tragern, Gesellschaften und Organisatio-
nen, die sie bernehmen sollen. Dabei ist zu berticksichtigen, dass die Verfahrens- und
teilweise auch die Sozialberatung von nichtstaatlichen Stellen geleistet werden soll, da es
sonst zu Interessenkonflikten kommen kann (siehe auch Fluchtlingsaufnahmegesetz).
Die personellen und finanziellen Ressourcen, die fir die zusatzlichen Aufgaben nétig
sind, werden vor beziehungsweise im Verlauf der Haushaltsberatung dargestellt.

gezeichnet
Dr. Eckart Wirzner
Oberbirgermeister

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschluss und Arbeitsauftrag an die
Verwaltung
Ja 23 Nein 22
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Begrindung:

Mit Antrag vom 26.05.2014 (Drucksache 0043/2014/AN) beantragten Griine/gen.hd und BL, zuséatz-
lich 200 syrische Flichtlinge aufzunehmen und in Zusammenarbeit mit den freien Tragern und allen
im Migrationsbereich Tatigen ein Konzept zur raschen Aufnahme und Integration zu entwickeln. Mit
Antrag vom 16.09.2014 (Drucksache 0065/2014/AN) bitten GAL/HD, P&E/gen.hd und SPD aul3er-
dem um Informationen, welche Unterbringungsmdglichkeiten fiir Fllichtlinge in Heidelberg geplant
sind. Beide Antradge werden von der Verwaltung mit dieser Vorlage beantwortet.

1. Allgemeines Verfahren fir Flichtlinge:

Fluchtlinge werden in der Bundesrepublik nach Aufnahmequoten, denen die Steuereinnahmen und
die Bevolkerungszahl der Lander zugrunde liegen, den Erstaufnahmeeinrichtungen in den Bundes-
lAndern zugewiesen. 2014 liegt die Aufnahmequote von Baden-Wirttemberg bei 12,93143%. Sie
wird nur Ubertroffen von Bayern mit 15,22505% und von NRW mit 21,21997%.

In Baden-Wirttemberg gibt es derzeit lediglich eine Landeserstaufnahmeeinrichtung in Karlsruhe
mit Au3enstelle in Mannheim. Nachdem dort das Aufnahmeverfahren durchlaufen ist, werden die
Fluchtlinge in Baden-Wrttemberg nach den Vorschriften des Gesetzes tber die Aufnahme und Ver-
teilung von Fluchtlingen (FIUAG), zuletzt ge&ndert zum 01.01.2014, an die Stadt- und Landkreise
verteilt. Die monatlichen Zuweisungszahlen basieren auf einer Zuteilungsquote, die sich aus dem
Bevdlkerungsanteil des jeweiligen Stadt- oder Landkreises an der Bevolkerung des Landes errech-
net.

2. Bundesprogramme zur Aufnahme von Kontingentflichtlingen:

Das FIUAG findet, neben der Anwendung auf Asylbewerber/innen (Personen, die in der Bundesre-
publik einen Asylantrag stellen), auch Anwendung auf sog. Kontingentfliichtlinge; das sind Perso-
nen, denen aus volkerrechtlichen, humanitéren oder politischen Griinden ein Aufenthalt in Deutsch-
land gewahrt wird.

Fur syrische Kontingentfliichtlinge hat die Bundesrepublik Deutschland im Rahmen von drei Auf-
nahmeprogrammen insgesamt 20.000 Platze zur Verfligung gestellt:

a) Erstes Bundesaufnahmeprogramm

Im ersten Bundesaufnahmeprogramm von Mai 2013 wurden 5.000 Aufnahmezusagen an Personen
mit syrischer Staatsangehorigkeit und deren Angehorige erteilt, die in Folge des Blrgerkriegs aus
ihrem Wohnort fliehen mussten und sich in Syrien, dessen Anrainerstaaten oder in Agypten aufhal-
ten. Es wurden vorrangig Personen beriicksichtigt, die einen familiaren Bezug zu Deutschland
nachweisen und fir die eine Verpflichtungserklarung abgegeben wurde, wonach der Verpflichtungs-
geber sich verpflichtet, die Kosten fiir den Lebensunterhalt zu tragen oder die Bereitschaft erklart
wurde, bei ihrer Unterbringung und Lebensunterhaltssicherung einen Beitrag zu leisten.
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AulRerdem konnten auch sonstige Bezlige zu Deutschland (z. B. Voraufenthalte, Studium), humani-
téare Kriterien (z. B. besonders schutzbediirftige Kinder mit ihren Eltern, medizinischer Bedarf, Frau-
en in prekaren Lebenssituationen, Angehdrige religioser Minderheiten, sofern eine spezifisch religi-
onsbezogene Verfolgungssituation vorliegt) oder die Fahigkeit, nach Konfliktende zum Wiederauf-
bau beizutragen, beriicksichtigt werden. Inzwischen ist bereits tiber alle Aufnahmen in diesem Pro-
gramm entschieden worden.

b) Zweites Bundesaufnahmeprogramm

Im zweiten Bundesaufnahmeprogramm vom 23.12.2013 zur Aufnahme von 5.000 weiteren syri-
schen Flichtlingen konnten in Baden-Wirttemberg bei den unteren Auslanderbehdrden Aufnahme-
vorschlage von hier lebenden Verwandten eingereicht werden. Alle eingereichten Antrage, bei de-
nen die allgemeinen Voraussetzungen der Aufnahmeanordnung erfillt waren, wurden von den Aus-
landerbehdrden direkt dem Bundesamt fur Migration und Flichtlinge zugeleitet. Dort werden die
aufzunehmenden Personen ausgewahlt und das weitere Verfahren eingeleitet. Auch in diesem 2.
Bundeaufnahmeprogramm stehen aufgrund der hohen Nachfrage keine Platze mehr zur Verfigung.

c) Drittes Bundesaufnahmeprogramm

Durch Beschluss der Innenministerkonferenz vom 12. Juni 2014 wurde das bisherige Kontingent im
Rahmen eines dritten Bundesaufnahmeprogramms um 10.000 weitere schutzbedurftige syrische
Flichtlinge auf insgesamt 20.000 erweitert. Von diesen zusatzlichen 10.000 Platzen werden 7.000
Uber die Bundeslander ausgewahlt, weitere 3.000 sollen vorrangig vom Flichtlingshilfswerk der
Vereinten Nationen (UNHCR) ausgewahlte Schutzbedurftige sein. Die Kriterien fir die Aufnahme
entsprechen denen des vorangegangenen Bundesprogramms.

Allerdings wurde bereits im Rahmen des bisher zur Verfigung stehenden Kontingents ein Vielfa-
ches an Vorschlagen tber das Kontingent hinaus an das Bundesamt tGibermittelt. Laut Informationen
des baden-wirttembergischen Innenministeriums kénnen deshalb keine neuen Antrége gestellt
werden, sondern es werden bereits gestellte Antrage weiter bearbeitet.

Eine Einflussnahme der Stadt- und Landkreise ist nicht vorgesehen.

d) Sonstiges Bundesaufnahmeprogramm

Daneben ist die Einreise Uber ein weiteres bundesweites Programm méglich. Nach der ,Anordnung
des Bundesministeriums des Innern gemaf § 23 Il Aufenthaltsgesetz zur Aufnahme bestimmter
Flichtlinge unterschiedlicher Staatsangehdrigkeit oder staatenloser aus Syrien, Indonesien oder
hilfsweise aus der Turkei vom 07.07.2014%, hat sich die Bundesrepublik bereit erklart, wie seit dem
Jahr 2011 auch in diesem Jahr 300 Personen aufzunehmen. Diesen Personen, zuvor vom UNHCR
als Fluchtlinge anerkannt und dem Bundesamt fur Migration und Flichtlinge (BAMF) zur Aufnahme
und Neuansiedlung (Resettlement) vorgeschlagen, erteilt das BAMF im Vorfeld eine Aufnahmezu-
sage. In Baden-Wirttemberg werden diese vom Regierungsprasidium nach deren Einreise den un-
teren Aufnahmebehdrden zugewiesen.
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3. Landesprogramm zur Aufnahme von Kontingentfliichtlingen:

Das Innenministerium hatte am 28.08.2013 eine Aufnahmeanordnung erlassen, die die Erteilung
von Aufenthaltserlaubnissen fir syrische Fliichtlinge, die eine Aufnahme durch ihre in Baden-
Wirttemberg lebenden Verwandten beantragen, Uber die Bundesquote hinaus ermdglicht. Dabei
sollen die hier lebenden Syrer/innen die Lebensunterhaltskosten fiir ihnre Angehdrigen ibernehmen.
Das Kontingent einer ersten Aufnahmeanordnung von bis zu 500 Personen wurde im Dezember
2013 ausgeschopft. Bis zum 31.1.2014 waren davon 133 Flichtlinge nach Baden-Wirttemberg ge-
kommen.

Nachdem das Bundesinnenministerium sein Einvernehmen zur zweiten Aufnahmeanordnung des
Landes erteilt hat, kbnnen 2014 weitere 500 syrische Flichtlinge durch enge Verwandte in Baden-
Wirttemberg aufgenommen werden. Die entsprechenden Visaantrdge mussten bis 31. Juli 2014 bei
einer zustandigen deutschen Auslandsvertretung eingegangen sein.

4. Situation in Heidelberq:

Die Fluchtlingszahlen sind in der Bundesrepublik und damit auch in Baden-Wirttemberg seit 2012
drastisch gestiegen; dies stellt auch die Stadt Heidelberg vor enorme Herausforderungen: Lag die
Zahl der Flichtlinge in Heidelberg am 31.12.2012 noch bei 318 Personen, stieg sie bis 31.12.2013
auf 436 Personen (+ 37 %) und bis 30.6.2014 auf bereits 534 Personen (+ weitere 22,5 %). Allein im
September 2014 waren insgesamt 51 Personen aufzunehmen, im Oktober etwa 59 Personen.

Die Prognosen des BAMF gehen von einem anhaltend hohen Niveau der Zuweisungen aus; weitere
Steigerungen werden mit Blick auf die Vielzahl der Krisenherde und die Wintermonate als wahr-
scheinlich angesehen. Fir 2014 rechnet das BAMF fur Baden-Wirttemberg nach aktuellen Mittei-
lungen mit etwa 26.000 Asylbewerbern.

Zur Entlastung der Landeserstaufnahmestelle in Karlsruhe hat das Land Baden-W(rttemberg Mitte
September kurzfristig eine Notunterkunft fur Fliichtlinge auf dem ehemaligen US-Gelande Patton
Baracks in Heidelberg eingerichtet und 465 Menschen in einer Sporthalle und einem Verwaltungs-
gebaude untergebracht. Die Einrichtung soll allerdings auf wenige Wochen befristet sein.

Die Aufnahmekapazitaten in Heidelberg sind mittlerweile fast vollstandig erschopft. Die Unterkinfte
Hardtstr. 4-10/1, Henkel-Teroson-Str. 14-16 sowie die bisher geschaffenen dezentralen Unterbrin-
gungsmaoglichkeiten in Wohnungen sind belegt.

Da die Stadt Heidelberg weder auf die Kontingente des Bundes noch der Lander Einfluss nehmen

kann, wirde die zusatzliche Aufnahme von 200 syrischen Kontingentfllichtlingen nur zu einer ver-

anderten Verteilung der Flichtlinge in Baden-Wirttemberg und damit zur Entlastung anderer Kom-
munen fihren. Die Anzahl syrischer Fliichtlinge, die in der Bundesrepublik aufgenommen werden,

waurde sich durch eine solche MalZnahme insgesamt nicht verandern.
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5. Weitere Planungen:

Aktuell werden der Stadt Heidelberg als untere Aufnahmebehdrde monatlich ca. 50 Fliichtlinge zu-
gewiesen. Um diesen Zuweisungszahlen gerecht zu werden, mussen die aktuellen Unterbringungs-
kapazitaten schnellstmdglich erweitert werden.

Zusatzlich entsteht spatestens ab 01.01.2016 ein hoherer Platzbedarf, da Fluchtlingen aufgrund der
Anderung des FIUAG Baden-Wirttemberg statt bislang 4,5 gm je 7 gm Wohnflache zur Verfiigung
zu stellen sind.

Um der Wohnraumversorgung im erforderlichen Umfang zeitgerecht nachkommen zu kénnen, sind
folgende Schritte geplant:

e Voraussichtlich im Laufe des Novembers soll ein ehemaliges Mannschaftsgebaude auf dem
Areal Patton Baracks (Nr. 103) fur rund 100 Menschen ertiichtigt werden.

e Wegen der akut schwierigen Situation des Landes bei der Versorgung von Flichtlingen hat
die Stadt Heidelberg angeboten, im Vorgriff auf kiinftig hOhere Zuweisungskontingente bis zu
100 weitere Flichtlinge unterzubringen und damit einen Beitrag zur Entlastung der Erstauf-
nahmestelle des Landes zu leisten. Hierfir bietet sich ein weiteres Geb&ude auf dem Gelan-
de der Patton Barracks (Nr. 106) an.

o Parallel beginnen die SanierungsmalRnahmen fir das ehemalige Hotel Metropol, Alte Eppel-
heimer Str. 80. Aufgrund der friiheren Nutzung als Flichtlingsunterkunft handelt es sich um
einen in der Bevolkerung akzeptierten Standort.

¢ Ausbau des dezentralen Wohnungsangebots fur Fliichtlinge im Anschluss an die vorlaufige
Unterbringung; da sich diese Versorgung aufgrund des angespannten Wohnungsmarktes in
Heidelberg schwierig gestaltet, wird dieser Prozess durch verschiedene Bausteine unter-
statzt:

» Suche nach Wohnraum Uber die 6rtlichen Wohnungsbaugesellschaften

» Suche nach Wohnraum bei privaten Vermietern durch Aufruf im Internetauftritt ,Hei-
delberg sagt ja“, mit Hilfe von Maklern, durch Internetrecherche etc.

» Bewerbung des Fachamtes flr eine Projektférderung des Landes zur ,Unterstlitzung
von Flichtlingen bei der Wohnungssuche®; das Projekt soll gemeinsam mit einem
freien Trager durchgefihrt werden

> Begleitung und Unterstiitzung der Mietverhaltnisse durch das Fachamt (Ubernahme
von Provision, Kaution, ggfs. Mietgarantie, Vermittiung zwischen Vermieter und Mie-
ter im Falle auftretender Fragen/Probleme)

e Erweiterungsbau am Standort Henkel-Teroson-Stral3e:
Da es sich um einen im Stadtteil Pfaffengrund akzeptierten Standort handelt, bietet es sich
an, die Vorgaben des neuen FIUAG ab 1.1.2016 durch eine Erweiterung des dortigen Raum-
angebotes umzusetzen (mehr Flache bei gleicher Anzahl untergebrachter Personen). Ein
Neubau auf einer Teilflache des sogenannten Henkel-Teroson-Dreiecks, Flst. Nr. 3396, wére
maglich.

Gleichzeitig werden stadtweit weitere Standorte gesucht bzw. gepriift. Sobald gesicherte Daten Uber
die weitere Entwicklung der Flichtlingszahlen vorliegen, werden die Planungen entsprechend fort-
geschrieben.
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Prafung der Nachhaltigkeit der Ma3nahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Zielle:

Solide Haushaltswirtschaft

Begrindung:

Die vorgeschlagenen MalRnahmen stellen vergleichsweise kostenglinstige
Ldsungen dar.

Zielle:

Verdréngungsprozesse verhindern

Armut bekdmpfen, Ausgrenzung verhindern
Kommunikation und Begegnung fordern

Nummer/n: +/-
(Codierung) beruhrt:
QU1 +
WO 4 +
SOz 1 +
KU1 +

Begrindung:
Nach Lage und Geb&audestruktur eignen sich die Standorte, um Fliichtlinge
entsprechend dieser Ziele adaquat unterzubringen.

2. Kritische Abwagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine.

gezeichnet

Dr. Joachim Gerner
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(Tischvorlage in der Sitzung des Ausschusses flr Soziales und Chancen-
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(Aus der Sitzung des Auschusses flir Soziales und Chancengleichheit am
21.10.2014)
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(Tischvorlage in der Sitzung des Gemeinderates vom 21.10.2014)

Drucksache:

0143/2014/1V

00245580.doc




	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Zusammenfassung der Information:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 21.10.2014
	Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 15:0:1 Stimmen
	Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 6:9:1 Stimmen

	Zusammenfassung der Information: (Änderung, Ergänzung Fett)
	Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschluss

	Sitzung des Gemeinderates vom 13.11.2014
	Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 23 : 22 Stimmen
	Beschluss des Gemeinderates:
	Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschluss und Arbeitsauftrag an die  Verwaltung

	Begründung:
	1. Allgemeines Verfahren für Flüchtlinge:
	2. Bundesprogramme zur Aufnahme von Kontingentflüchtlingen:
	a) Erstes Bundesaufnahmeprogramm
	b) Zweites Bundesaufnahmeprogramm
	c) Drittes Bundesaufnahmeprogramm
	d) Sonstiges Bundesaufnahmeprogramm

	3.  Landesprogramm zur Aufnahme von Kontingentflüchtlingen:
	4. Situation in Heidelberg:
	5.  Weitere Planungen:
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

